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(Nr. 2352.) Bekanntmachung, betreffend die Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſenhandel. 
Vom 11. Dezember 1896. 


Auf Grund des F. 42 des Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896 eichs-⸗Geſetzbl. 
S. 157) hat der Bundesrath folgende 
Beſtimmungen, betreffend die Zulaſſung von Werthpapieren zum 
Vörſenhandel, 
beſchloſſen: 
SUL, 

Die Zulaffung von Werthpapieren zum Börfenhandel darf nur erfolgen, 
wenn die Geſammtſumme der Stücke, welche auf Grund der Zulaſſung alsbald 
in den Verkehr gebracht werden ſollen, nach ihrem Nennwerth ſich mindeſtens beläuft: 

für die Börſen von Berlin, Frankfurt a. M. und Hamburg auf eine 
Million Mark, für alle übrigen Börſen auf 500 000 Mark. 

Für Berlin, Frankfurt a. M. und Hamburg kann die Börſenaufſichtsbehörde 
im Einzelfalle die Zulaſſung von Werthen im Mindeſtbetrage von 500 000 Mark 
geſtatten, wenn der Gegenſtand der Emiſſion nur Bedeutung für das engere 
Wirthſchaftsgebiet hat, welchem der Börſenplatz angehört. Die Landesregierung 
kann unter gleicher Vorausſetzung für alle Börſen die Zulaſſung eines Betrages 
von weniger als 500 000 Mark geſtatten. 

Sind die Werthpapiere von einem Gemeinweſen, einer Geſellſchaft oder 
Perſon ausgeſtellt, von welchen ſonſtige Werthe bereits an derſelben Börſe zu— 
gelaſſen find, fo fällt die im Abſatz 1 bezeichnete Beſchränkung fort. 


2 


* . 


Aktien und Interimsſcheine einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien dürfen nur zugelaſſen werden, wenn die einzelnen Stücke auf mindeſtens 


eintauſend Mark lauten. 
Soweit im Einklang mit der inländiſchen Aktiengeſetzgebung die Aktien oder 


Interimsſcheine auf einen geringeren Betrag lauten, kommt vorſtehende Be- 
ſchränkung in Wegfall. 
Neichs⸗Geſetzbl. 1896. 


Ausgegeben zu Berlin den 12. Dezember 1896. 


119 


— wi — 


Ausländiſche Aktien und Interimsſcheine, welche auf einen geringeren Betrag 
lauten, dürfen nur mit Zuſtimmung der Landesregierung zugelaſſen werden. 


§. 3. 

Die Zulaſſung hat zur Vorausſetzung: 

1. daß die Werthpapiere voll gezahlt ſind; 

2. daß ſie auf deutſche Währung oder gleichzeitig auf dieſe und eine 
andere Währung lauten; 

3. daß die Zinſen oder Dividenden, ſowie die verlooſten und gekündigten 
Stücke an einem deutſchen Börſenplatze zahlbar ſind, und die Aus⸗ 
händigung der neuen Zinsbogen daſelbſt koſtenfrei erfolgt. 

Die Vorſchrift unter 1 findet auf die Aktien und Interimsſcheine von 

Verſicherungsgeſellſchaften keine Anwendung. 

In geeigneten Fällen kann die Zulaſſungsſtelle von den Vorausſetzungen 
unter 1 bis 3 abſehen. Die bewilligten Ausnahmen ſind dem Staatskommiſſar 
unter Angabe der Gründe mitzutheilen. 

Bei Ausnahmen von der Vorſchrift unter 2 ſetzt die Zulaſſungsſtelle den 
Kurs für die Umrechnung der fremden Währung in deutſche Währung feſt, 
welcher im Börſenhandel zur Anwendung kommen ſoll. 


aed. 

Der Antrag auf Sulaffung von Werthpapieren zum Börſenhandel iſt bei 
der Zulaſſungsſtelle ſchriftlich einzureichen. Der Antrag muß diejenigen Angaben 
enthalten, welche nach $. 38 Abſatz 1 des Börſengeſetzes in die Veröffentlichung 
des Antrags aufzunehmen ſind. 

Dem Antrage find der Proſpekt und die im $. 8 bezeichneten Nachweiſe 
beizufügen. Der Proſpekt muß von denjenigen, welche ihn erlaſſen, unter⸗ 
ſchriftlich vollzogen ſein. 

Soweit die Verpflichtung zur Einreichung des Proſpekts in Wegfall 
kommt (S. 38 Abſatz 2 und 3 des Börſengeſetzes), erübrigt auch die Vorlage 
von Nachweiſen. 

Send: 

Der Proſpekt muß angeben: 

1. das Gemeinweſen, die Geſellſchaft oder Perſon, für deren Werthe die 
Zulaſſung erfolgen ſoll, 

2. den Rechtstitel (Geſetz, Privileg, Geſellſchaftsvertrag, Geſellſchafts⸗ 
beſchluß u. ſ. w.), auf welchem die Berechtigung zur Ausgabe der 
Werthpapiere beruht; 

3. den für den Ertrag der Emiſſion vorgeſehenen beſonderen Ver⸗ 
wendungszweck ; 

4. den Nennbetrag der Emiſſion, und zwar ſowohl denjenigen Betrag, 
welcher in den Verkehr gebracht, als auch denjenigen Betrag, 


oo 
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20 


11. 


— 765 — 
welcher vorkäufig vom Verkehr ausgeſchloſſen werden, und die Zeit, 
für welche dieſer Ausſchluß erfolgen ſoll ($. 38 Abſatz 2 Satz 3 des 
Börſengeſetzes); 


die Merkmale (Betrag, Reihen, Nummern) der zu emittirenden Stücke, 


und ob dieſe auf den Inhaber oder auf Namen lauten; 


. bie Beſtimmungen über Kündbarkeit oder Unkündbarkeit, ſowie über 


die Tilgung der Werthe 


. bie Art der Sicherſtellung für Kapital⸗, Zins⸗ oder Dividenden- 


zahlungen und die Umſtände, welche für die Beurtheilung der Sicher⸗ 
ſtellung von Bedeutung find; 


- bie Vorzugsrechte, welche den zu emittirenden Werthen vor früher aus 


gegebenen Werthen, oder dieſen vor jenen zuſtehen (Prioritätsſchulden, 
Prioritätsaktien u. f. w.); 

die bei Zins⸗, Dividenden⸗ oder Kapitalzahlungen erfolgenden Abzüge oder 
Beſchränkungen, 

die Plätze und die Termine, an denen die Zinſen oder Dividenden und 
die Kapitalbeträge zahlbar find; den Zinsſatz, die Friſten für die Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs auf Zinſen oder Dividenden und auf die 
Kapitalbeträge; 

den im Falle des $. 3 Abſatz 4 feſtgeſetzten Umrechnungskurs. 


§. 6 


Außerdem muß der Proſpekt enthalten: 
A. bei Anleihen eines ausländiſchen Staates, einer ausländiſchen kommunalen 


Körperſchaft oder kommunalen Kreditanſtalt: 

1. eine Ueberſicht über den letzten (ordentlichen und außerordentlichen) 
Haushalts⸗Etat des Gemeinweſens oder die Angabe, daß das 
Gemeinweſen einen Haushalts⸗Etat nicht veröffentlicht ; 

. eine Ueberſicht über die weſentlichen Ergebniſſe der drei letzten 

Jahreshaushaltsabſchlüſſe des Gemeinweſens; 

3. eine Ueberſicht über den Schuldenbeſtand des Gemeinweſens; 

4. ſofern die Verbindlichkeiten, welche das Gemeinweſen innerhalb 
der letzten zehn Jahre aus Anleihen nach Maßgabe der öffentlichen 
Anleihebedingungen durch Zins⸗ oder Kapitalzablung zu erfüllen 
hatte, bisher unerledigt geblieben finb, die Mittheilung der darauf 
bezüglichen Umſtände 


o 


B. bei Antheilſcheinen oder Schuldverſchreibungen eines gewerblichen Unter⸗ 


nehmens: 
1. eine Bezeichnung des Zwecks und des Umfanges des Unternehmens, 
2. Angaben über eine dem Unternehmen ertheilte Konzeſſion (Privileg), 
deren Dauer und die das Unternehmen beſonders belaſtenden 


Konzeſſionsbedingungen; 
119* 
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3. Angaben über die Erwerbungsrechte, welche einem Anderen gegen- 
über dem Unternehmen zuſtehen; 

4. Angaben über die innerhalb der letzten drei Jahre eingetretenen 
Bau⸗ oder Betriebsſtörungen, durch welche die Ertragsfähigkeit 
des Unternehmens für längere Zeit weſentlich beeinträchtigt 
worden ift; 

5. Angaben über die Befugniſſe, welche den Inhabern der Schuld— 
verſchreibungen gegenüber dem Ausſteller eingeräumt find; 


bei Grundkredit-Obligationen und Hypotheken-Pfandbriefen: 

J. die Angabe der weſentlichen Grundſätze, nach denen die Ermittelung 
des Werthes und die Beleihung der Pfandgegenſtände erfolgt; 

2. die Angabe des Betrages, bis zu welchem Schuldverſchreibungen 
und Pfandbriefe im Verhältniß zum Grundkapital und zu den 
Hypotheken ausgegeben werden dürfen; 

3. die Angabe des Beſtandes an Hypotheken, Grundſchulden und 
Darlehnsforderungen ſowie der Höhe der ausgegebenen, am 
Schluſſe des letzten Kalenderviertelſahres in Umlauf geweſenen 
Schuldverſchreibungen; 

4. die Angabe der weſentlichen Befugniſſe, welche den Inhabern der 
Schuldverſchreibungen gegenüber den Ausſtellern eingeräumt ſind 
GBeſtellung eines Pfandhalters, Fauſtpfandrechte und dergleichen); 

5. die Angabe der dem Staate, der Gemeinde u. ſ. w. zuſtehenden 
Aufſichtsbefugniſſe. 
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Bei Aktien oder Schuldverſchreibungen einer Aktiengeſellſchaft oder Kom⸗ 
manditgeſellſchaft auf Aktien muß der Proſpekt außer dem durch bie $$. 5 und 6 
Erforderten angeben: 


T 


5. 
6. 
Te 
8. die Beſtimmungen über bie Aufſtellung der Bilanz, bie Anſammlung 


den Gegenſtand des Unternehmens; 


2. den Tag der Eintragung in das Handelsregiſter;; 
4. die Art der Beſtellung und Zuſammenſetzung des Aufſichtsraths und 


die Höhe des Grundkapitals; 


des Vorſtandes, ſowie die Namen der gegenwärtigen Mitglieder; 

die Art, wie die Berufung der Generalverſammlung der Aktionäre 
gefchieht; 

die At, wie bie von der Geſellſchaft ausgehenden Bekanntmachungen 
erfolgen; 

das Geſchäftsjahr der Gefellfchaft; 


von Reſervefonds, die Vertheilung des Gewinns, das Stimmrecht und 
die Bezugsrechte der Aktionäre. Für inländiſche Geſellſchaften genügt 


10, 


14 
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der Hinweis auf die betreffenden Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs, 
ſoweit dieſe durch den Geſellſchaftsvertrag nicht abgeändert find; 


die zu Gunſten einzelner Aktionäre bedungenen beſonderen Vortheile, 


s fie in fortlaufenden Bezügen oder in ber Rückzahlung der Aktien 
befteben; 

ſofern nicht bereits zwei volle Jahre feit Eintragung der Geſellſchaft 
in das Handelsregiſter verfloſſen ſind: die zu Gunſten einzelner Aktionäre 
bedungenen, nicht unter Ziffer 9 fallenden beſonderen Vortheile; die 
von der Geſellſchaft übernommenen vorhandenen oder herzuftellenden 
Anlagen oder ſonſtigen Vermögensſtücke; die von Aktionären auf das 
Grundkapital gemachten Einlagen, welche nicht durch Baarzahlung zu 
leiſten ſind; der Geſammtaufwand, welcher zu Laſten der Geſellſchaft 
an Aktionäre oder Andere als Entſchädigung oder Belohnung für die 
Gründung oder deren Vorbereitung gewährt ift; 


die in den letzten fünf Jahren vertheilten Dividenden; 
die Bilanz des letzten Geſchäftsjahres nebſt Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 


rechnung oder — ſofern das erſte Geſchäftsjahr der Geſellſchaft noch 
nicht abgelaufen iſt — eine Gegenüberſtellung der Vermögensſtücke 
und Verbindlichkeiten; 


. bie Höhe der Hypothekenſchulden und Anleihen, deren Fälligkeit und 


Tilgungsart, 
die Bezugsrechte der erſten Zeichner und anderer Perſonen. 


Bei Schuldverſchreibungen einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung finden 
die vorſtehenden Beſtimmungen entſprechende Anwendung. 


. 8. 


Es ſind beizugeben: 


ls. 
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jedem Zulaſſungsantrage der Nachweis über den der Emiſſion zu 
Grunde liegenden Rechtstitel (S. 5 Ziffer 2), ſowie über das Verhältniß 
zu früher ausgegebenen Werthen (S. 5 Ziffer S); 


dem Antrage auf Zulaſſung der Anleihe eines ausländiſchen Staates, 


einer ausländiſchen kommunalen Körperſchaft oder kommunalen Kredit— 
anſtalt: der Nachweis, daß die durch $. 6 A unter 1 bis 3 erforderten 
Ueberſichten auf amtlichen Feſtſtellungen beruhen; 


. bem Antrage auf Zulaſſung der Werthe eines Unternehmens, welches 


auf einer Konzeſſion beruht: die Konzeſſionsurkunde oder ein Auszug 
aus derſelben, welcher die im §. 6B unter 2 erforderten Angaben 
nachweilt; 


„dem Antrage auf Zulaffung von Aktien oder Schuldverſchreibungen 


einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien: 
a) der Nachweis über die Eintragung in das Handelsregiſter; 
b) der Geſellſchafts vertrag, 
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e) der letzte Gefchäftsbericht; 

d) bei inländiſchen Geſellſchaften, fofem nicht bereits zwei volle Jahre 
ſeit der Eintragung in das Handelsregiſter verfloſſen ſind, der 
nach Artikel 209 h des Handelsgeſetzbuchs von beſonderen Revi⸗ 
ſoren erſtattete Bericht. 

Die Beweisſtücke ſind in einer Form vorzulegen, welche nach dem Ermeſſen 
der Zulaſſungsſtelle den Inhalt glaubhaft ergiebt. Den Beweisſtücken welche 
in einer anderen als der deutſchen, engliſchen oder franzöſiſchen Sprache abgefaßt 
ſind, iſt eine beglaubigte Ueberſetzung beizufügen. 

De 

Von den Erforderniſſen im §. 6 A unter 1 bis 3, ſowie im $. 8 unter 2 
kann bei Anleihen ſolcher ausländiſchen Staaten ausnahmsweiſe abgeſehen werden, 
deren Finanzverhältniſſe fo klar liegen und fo allgemein bekannt ſind, daß es 
einer weiteren Information des Publikums im Sinne des $. 36 Abſatz 3b des 
Börſengeſetzes nicht bedarf. Bei Schuldverſchreibungen von Gemeinweſen, Ge⸗ 
ſellſchaften oder Perſonen, welche von ſolchen Staaten garantirt find, kann von 
den Erforderniſſen im $. 6 A unter 1 bis 3, im F. 6 B unter 2 bis 4 im F. 7 
unter 2, 4 bis 10, 12 und im $. 8 unter 2 bis 4 ausnahmsweiſe abgeſehen 
werden. 

Eine derartige Ausnahmebewilligung iſt unzuläſſig, wenn auf den aus⸗ 
ländiſchen Staat die im §. 6A unter 4 bezeichneten Vorausſetzungen zutreffen. 

Die bewilligten Ausnahmen ſind dem Staatskommiſſar unter Angabe der 
Gründe mitzutheilen. 

$. 10. 

Nach Eingang des Zulaſſungsantrags verfügt die Zulaſſungsſtelle die Ver⸗ 
öffentlichung desſelben, ſofern er den Erforderniſſen des §. 38 Abſatz 1 des Börfen- 
geſetzes entſpricht. 

Die Veröffentlichung erfolgt auf Koſten des Antragſtellers im Reichsanzeiger 
und in mindeſtens zwei anderen inländiſchen Zeitungen. Dieſe werden von der 
Zulaſſungsſtelle mit der Maßgabe beſtimmt, daß ſich unter ihnen eine Zeitung, 
welche am Börſenplatze erſcheint, und, wenn es ſich um Aktien oder Schuld⸗ 
verſchreibungen einer inländiſchen Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien handelt, eine Zeitung befinden muß, welche in dem engeren Wirthſchafts⸗ 
gebiet erſcheint, dem die Geſellſchaft angehört. Außerdem ift der Antrag durch 
Aushang in der Börſe bekannt zu machen. 

§. 11. 

Nachdem die Veröffentlichung verfügt ift, tritt die Zulaſſungsſtelle alsbald 
in die Prüfung darüber ein, ob der Proſpekt die in den $8. 5 bis 7 wor 
geſehenen Angaben enthält. Ergeben fid) Anftände in Betreff der Vollſtändigkeit 
oder Deutlichkeit der Angaben, ſo fordert ſie den Antragſteller zu deren Befeiti- 
gung auf, 
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Sie beſtimmt ferner nach Maßgabe des F. 36 Abſatz 3a und b des Börſen— 
geſetzes, welche ſonſtigen Angaben in den Proſpekt aufzunehmen oder welche 
ſonſtigen Urkunden ihr zur Prüfung vorzulegen find, und richtet an den Antrag⸗ 
ſteller die entſprechende Aufforderung. 

Kommt der Antragſteller den Aufforderungen nicht nach, ſo wird, vor— 
behaltlich des in der Börſenordnung etwa vorgeſehenen Beſchwerderechts, der 
Antrag zurückgewieſen. 

SI 

Zwiſchen der Veröffentlichung des Antrags durch die am Börſenplatze er- 
ſcheinende Zeitung und dem Zulaffungsbeſchluß muß eine Friſt von mindeſtens 
drei Tagen liegen. 

. 


Bei der Beſchlußfaſſung über die Zulaſſung ſind die in Folge der Ver— 
öffentlichung des Antrags etwa erhobenen Erinnerungen zu prüfen und die im 
$. 36 Abſatz 3e des Börſengeſetzes bezeichneten Geſichtspunkte zu beachten. 

In dem Zulaſſungsbeſchluß ift unter Berückſichtigung der Vorſchrift im 
§. 38 Abſatz 1 Satz 2 des Börſengeſetzes der Tag zu beſtimmen, von welchem 
ab die Einführung an der Börſe erfolgen darf. 

Der Zulaſſungsbeſchluß iſt durch dreitägigen Aushang in der Börſe zu 
veröffentlichen. 

Die Beweisſtücke (F. 8) find von der Veröffentlichung des Zulaſſungs⸗ 
beſchluſſes ab bis zur Einführung an der Börſe öffentlich auszulegen. 


j SUPE 

Die Veröffentlichung des Proſpekts muß von dem Antragſteller in ben 
ſelben Zeitungen, mit Ausnahme des Reichsanzeigers, bewirkt werden, in denen 
der Antrag auf Zulaſſung veröffentlicht worden iſt. 

S15. 

Zugelaſſene Werthpapiere dürfen früheſtens am dritten Werktage nach dem 
Tage des Zulaſſungsbeſchluſſes und nach dem Tage, an welchem der Proſpekt 
zuerſt veröffentlicht worden iſt, an der Börſe eingeführt werden. 

Berlin, den 11. Dezember 1896. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
von Boetticher. 


——————— — — — — 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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